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Liebe Leserinnen und Leser, 

 

diese Woche begann mit dem sogenannten Equal-Pay-Day 

(EPD). Dieser Tag – in diesem Jahr der 18. März - markiert das 

symbolische Datum, bis zu dem Frauen hierzulande gleichsam 

„umsonst“ arbeiten müssen. Laut dem Statistischen Bundesamt 

beträgt die Lohnlücke zwischen Männern und Frauen nach wie 

vor rund 21 Prozent des Durchschnittsbruttostundenlohns. Die 

SPD wird weiterhin für eine Beseitigung dieser nicht 

hinnehmbaren Ungerechtigkeit kämpfen. 

In dieser Woche wurde im Parlament das Starke-Familien-Gesetz 

von Bundesministerin Giffey beraten. Ziel des Gesetzes ist die 

Stärkung von Familien mit kleinen Einkommen und die Schaffung 

fairer Chancen auf gesellschaftliche Teilhabe für Kinder. Hierfür 

wird der Kinderzuschlag für Familien mit kleineren Einkommen 

neugeregelt: Zum 1. Juli 2019 wird er von nun maximal 170 Euro 

auf 185 Euro pro Monat und Kind erhöht. Der Zuschlag wird für 

Alleinerziehende geöffnet und Bürokratie abgebaut. Um 

gesellschaftliche Teilhabe zu ermöglichen, wird für diese 

Familien  beispielsweise das Schulstarterpaket von 100 Euro auf 

150 Euro erhöht. Die Eigenanteile der Eltern für das Mittagessen 

ihrer Kinder in Schule und Kita entfallen. 

In namentlichen Abstimmungen hat der Bundestag außerdem 

die Verlängerungen der Bundeswehreinsätzen im Mittelmeer, 

im Südsudan, in Darfur und Afghanistan beschlossen. 

In ihrer Regierungserklärung zum Europäischen Rat am 21. und 

22. März in Brüssel nahm Bundeskanzlerin Merkel Stellung zu 

drängenden europäischen Themen. In einer Sondertagung wird 

über den Brexit beraten. Aber auch andere wichtige Themen wie 

die Entwicklung der neuen strategischen Agenda 2020-2024, die 

Erarbeitung einer langfristigen europäischen Klimastrategie, die 

mit dem Pariser Abkommen vereinbar ist, sowie der EU-China-

Gipfel im April, stehen auf der Tagesordnung. 

Ich wünsche Ihnen und Ihrer Familie ein schönes Wochenende. 

 

Ihre    
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Statement 
der Woche 
 

„In deutschen Vorständen sit-

zen 94 Prozent Männer und 

sechs Prozent Frauen. Dieses 

Verhältnis spiegelt nicht die re-

ale Verteilung von Kompetenz 

und Talent wider.“ 
Franziska Giffey, Bundesfrauenministerin, anläss-

lich des Equal-Pay-Day 

  

Highlights 
der nächsten Wochen 
 

 

 

 

 

 
 

Wann Wo Was 
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Mi . ,  
27 .0 3.  

 
18:3 0  
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Cap ito l  K i no  Z ei l  
am M ai n  

 
K i no  zu m 
Wel t f r au e nt ag  

 
Do . ,  
28 .0 3.  

 
13 .0 0-  
15.0 0  
Uh r  

 
A l te n pf le g esc h ul e  
Hofh eim  

 
Ge s prä ch  mi t  
Sc hü l er in n en  u n d 
Sc hü l er n  

Auf den 18. März fiel in diesem Jahr 

der Equal-Pay-Day, an dem jedes Jahr 

auf die Lohnlücke zwischen Männern 

und Frauen aufmerksam gemacht 

wird. Der Tag steht symbolisch für 

denjenigen Zeitpunkt des Folgejah-

res, bis zu dem Frauen in Deutschland 

gleichsam ohne Lohn arbeiten müs-

sen, während Männer vom 1. Januar 

an ihr Gehalt beziehen. Das bedeutet 

umgerechnet, dass die Lohnlücke wie 

im letzten Jahr rund 21 Prozent be-

trägt. Gegen diesen unhaltbaren Zu-

stand protestierten am Montag wie-

der tausende Menschen vor dem 

Brandenburger Tor in Berlin, unter 

ihnen zahlreiche Sozialdemokratin-

nen und Sozialdemokraten (s. Foto). 

Die SPD ist die führende politische 

Kraft in Deutschland, die sich für eine 

echte Gleichberechtigung der Ge-

schlechter einsetzt.  
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TOP-THEMA 

BUNDESTAG BESCHLIESST STARKE-
FAMILIEN-GESETZ 
Familien mit wenig Geld werden künftig 

stärker unterstützt. Das hat der Bun-

destag mit dem so genannten Starke-

Familien-Gesetz am Donnerstag be-

schlossen (Drs. 19/7504). Das Vorha-

ben ist auf Druck der Sozialdemokra-

tinnen und Sozialdemokraten im Koali-

tionsvertrag verankert worden. 

 

„Familien halten unsere Gesellschaft 

zusammen. Familien zu stärken und zu 

entlasten, ist deshalb ein wichtiges 

Ziel“ – so steht es dort. Das neue Ge-

setz hilft Familien und Alleinerziehen-

den mit wenig Geld, weil damit der so 

genannte Kinderzuschlag erhöht und 

die Leistungen für Teilhabe und Bil-

dung weiter verbessert werden. 

 

Der Kinderzuschlag ist eine finanzielle 

Unterstützung des Staates für erwerbs-

tätige Eltern, deren Einkommen nicht 

ausreicht, um auch den Unterhalt ihrer 

Kinder ausreichend zu sichern. Der 

Kinderzuschlag funktioniert dann wie 

ein Zuschlag zum Kindergeld. 

 

Er wird nun so erhöht, dass er zusam-

men mit dem Kindergeld und den Leis-

tungen für Bildung und Teilhabe das 

Existenzminimum der Kinder sichert. 

Das geschieht in zwei Schritten: Im Juli 

2019 wird der Höchstbetrag für jedes 

Kind zunächst von bisher 170 Euro auf 

185 Euro monatlich angehoben. Zu-

sammen mit den Bildungs- und Teilha-

beleistungen und dem Kinder-geld er-

halten Eltern dann bis zu 408 Euro pro 

Monat für ein Kind. In einem zweiten 

Schritt wird ab dem 1. Januar 2021 der 

Höchstbetrag entsprechend dem Exis-

tenzminimum angepasst. 

 

Zusätzliche Einnahmen sollen sich 

lohnen 

Für Eltern, die Kinderzuschlag bekom-

men, soll es sich lohnen, zusätzliche 

Einnahmen zu erzielen. Wenn das Fa-

milieneinkommen steigt, wird der Kin-

derzuschlag kleiner – bis es die Familie 

aus eigenen Kräften nur mit dem Kin-

dergeld schafft, gut über die Runden zu 

kommen. 

 

Die Koalition schafft auch die harte Ab-

bruchkante beim Kinderzuschlag ab. 

Stattdessen soll ein sanftes Auslaufen 

der Leistung erreicht werden. In Haus-

halten mit Alleinerziehenden kann in 

Zukunft neben Unterhaltsvorschuss- o-

der Unterhaltszahlungen auch der Kin-

derzuschlag gewährt werden. 

 

Damit Kinder nicht in verdeckter Armut 

aufwachsen (das ist das Dunkelfeld der 

Nichtinanspruchnahme von Grundsi-

cherung) öffnet die Koalition den Kin-

derzuschlag für Familien, die mit ihrem 

Einkommen knapp unterhalb der Be-

darfsgrenze des Sozialgesetzbuches II 

liegen. 

 

Außerdem wird das Antragsverfahren 

vereinfacht, indem der Zuschlag zu-

künftig für sechs Monate gewährt wird. 

Eltern müssen in diesem Zeitraum den 

Kinderzuschlag nicht neu beantragen – 

selbst wenn ihr Einkommen sich verän-

dert. 

 

Bildungs- und Teilhabepaket wird 

erweitert 

Mit dem Gesetz werden auch Leistun-

gen aus dem Bildungs-und Teilhabe-

paket erhöht und angepasst. Bei den 

Leistungen für Bildung und Teilhabe 

geht es darum, die Chancen für Kinder 

in der Kita und der Schule zu verbes-

sern, so dass jedes Kind es „packt“. 

Das Bildungs- und Teilhabepaket rich-

tet sich an Familien, die Leistungen der 

Grundsicherung, Kinderzuschlag oder 

Wohngeld beziehen. Diese Leistungen 

ermöglichen Kindern und Jugendli-

chen, an Bildungs- und Förderangebo-

ten in der Schule oder in ihrer Freizeit 

teilzunehmen. 

 

Bereits zum Schuljahresbeginn 

2019/2020 wird die Unterstützung für 

den persönlichen Schul-bedarf (Schul-

ranzen etc.) von 100 auf 150 Euro er-

höht. Anschließend wird diese Leistung 

jährlich in gleichem Maß wie der Regel-

bedarf angepasst. 
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Zusätzlich werden die Leistungen für 

die Teilhabe am sozialen und kulturel-

len Leben in der Gemeinschaft für Ak-

tivitäten beispielsweise im Bereich 

Sport, Spiel, Kultur, usw. von 10 auf 15 

Euro monatlich erhöht. 

 

Kinder können künftig auch dann kos-

tenlos Nachhilfe erhalten, wenn sie 

nicht akut versetzungsgefährdet sind. 

Diese bisher bestehende Vorausset-

zung entfällt – was dazu führt, dass 

mehr Kinder durch Lernförderung un-

terstützt werden können. 

 

Die Notwendigkeit gesonderter An-

träge als Leistungsvoraussetzung für 

Schulausflüge, Schülerbeförderung, 

gemeinschaftliches Mittagessen und 

Teilhabeleistungen fällt übrigens auch 

weg. 

 

Im Klartext bedeutet das: Die Fahrt mit 

dem Schulbus wird für Familien mit we-

nig Geld eben-so kostenfrei wie das 

Schulessen. Die Voraussetzungen für 

Nachhilfe werden vereinfacht. 

 

Katja Mast, stellvertretende Fraktions-

vorsitzende, sagt: „Mit dem Starke-Fa-

milien-Gesetz sorgen wir für mehr 

Chancengerechtigkeit für Kinder. Das 

Gesetz folgt dem Maßstab: Wer mehr 

arbeitet, soll mehr in der Tasche ha-

ben. Es wird parallel zur Kindergelder-

höhung in Kraft treten. Das unter-

streicht das Ziel der SPD-Fraktion, alle 

Familien in Deutschland zu unterstüt-

zen.“ 

 

 

AUSSENPOLITIK 

EIN DEUTSCH-FRANZÖSISCHES 
PARLAMENTSABKOMMEN 
Am Mittwoch hat der Bundestag das 

deutsch-französische Parlamentsab-

kommen angenommen. Damit ist der 

Weg frei für die neue Deutsch-Franzö-

sische Parlamentarische Versamm-

lung. 

 

Die deutsch-französische Freund-

schaft ist ein zentraler Baustein für ein 

friedliches und stabiles Europa. Nach 

den schmerzhaften Erfahrungen von 

Krieg und Chaos in Europa, arbeiten 

Deutschland und Frankreich seit den 

1950er-Jahren unermüdlich im Dienst 

der europäischen Integration und der 

Vertiefung der Beziehungen zwischen 

beiden Ländern. 

 

Der Deutsche Bundestag und die As-

semblée nationale haben deshalb den 

55. Jahrestag des Vertrages über die 

deutsch-französische Zusammenar-

beit (Élysée-Vertrag) zum Anlass ge-

nommen, ein deutsch-französisches 

Parlamentsabkommen zu erarbeiten. 

 

Konkret sieht das Parlamentsabkom-

men eine Deutsch-Französische Parla-

mentarische Versammlung vor, die die 

Zusammenarbeit zwischen den beiden 

Parlamenten stärken soll (Drs. 

19/8540). Der außenpolitische Spre-

cher der SPD-Fraktion Nils Schmid 

nennt das Parlamentsabkommen "ein-

malig in seiner Art". 

 

Fragen der deutsch-französischen 

Beziehungen  

Die Versammlung soll aus insgesamt 

100 Mitgliedern bestehen, je 50 Abge-

ordnete aus Deutschland und Frank-

reich. Die Benennung der Mitglieder er-

folgt zu Beginn einer Wahlperiode und 

reflektiert das Stärkeverhältnis der 

Fraktionen in den jeweiligen Parlamen-

ten. Der Präsident des Deutschen Bun-

destages und der Präsident der As-

semblée nationale haben gemeinsam 

den Vorsitz. 

 

Die Versammlung soll sich mit ver-

schiedenen Fragen der deutsch-fran-

zösischen Beziehungen befassen und 

kann Vorschläge erarbeiten oder Be-

schlüsse fassen, die jedoch nicht bin-

dend sind. Sie werden dann den bei-

den Parlamenten als Vorschläge für 

gemeinsame Entschließungen vorge-

legt. 

 

Die Versammlung tagt mindestens 

zweimal im Jahr öffentlich, abwech-

selnd in Deutschland und in Frank-
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reich. Die konstituierende Sitzung fin-

det bereits am 25. März in Paris statt. 

Zusätzlich sollen beide Parlamente 

mindestens alle vier Jahre als gemein-

same Versammlungen abwechselnd in 

den Ländern tagen. 

 

Die Nationalversammlung hat den Ent-

wurf des Parlamentsabkommens be-

reits am 11. März 2019 beschlossen. 

 

AFGHANISTAN BEI AUSBILDUNG 
NATIONALER SICHERHEITSKRÄFTE 
UNTERSTÜTZEN 
Das Bundeswehrmandat für die Betei-

ligung bewaffneter deutscher Streit-

kräfte an der Nato-Mission RESOLUTE 

SUPPORT in Afghanistan wird verlän-

gert. Das hat der Bundestag in nament-

licher Abstimmung am Donnerstag be-

schlossen (Drs. 19/7726, 19/8424). 

 

Das gemeinsame Engagement der af-

ghanischen Regierung und der interna-

tionalen Gemeinschaft hat in den letz-

ten achtzehn Jahren trotz vieler 

Schwierigkeiten greifbare Ergebnisse 

hervorgebracht: Lebenswichtige 

Transport- und Versorgungsinfrastruk-

tur wurde wieder hergestellt, das Bil-

dungssystem und die Gesundheitsver-

sorgung haben sich grundlegend ver-

bessert, Frauen spielen eine zuneh-

mend wichtigere Rolle im öffentlichen 

Leben, und es gibt eine vielfältige Me-

dienlandschaft sowie freie politische 

Debatten. 

 

Allerdings sind auf all diesen Feldern 

weitere Anstrengungen nötig, damit Af-

ghanistan den Rückstand aufholen 

kann, der in den Jahrzehnten bewaff-

neter Konflikte entstanden ist. Denn 

gerade die letzten Jahre haben ge-

zeigt, wie brüchig bereits erzielte Fort-

schritte weiterhin sind. Die Regierung 

ist nicht in allen Landesteilen hand-

lungsfähig; Korruption und Armut sind 

weit verbreitet. 

Auftrag der Mission bleibt es deshalb, 

die Leistungsfähigkeit der afghani-

schen nationalen Verteidigungs- und 

Sicherheitskräfte zu erhöhen. Ziel ist 

es, die afghanischen Sicherheitskräfte 

in die Lage zu versetzen, die Sicher-

heitsverantwortung auf lange Sicht flä-

chendeckend und eigenverantwortlich 

wahrzunehmen. Darüber hinaus kann 

die Bundeswehr im Notfall auch Perso-

nal der internationalen Gemeinschaft, 

das im zivilen Wiederaufbau engagiert 

ist, unterstützen. 

 

Mit dem Beschluss wird das Bundes-

wehrmandat bis zum 31. März 2020 

verlängert. Für die Beteiligung an der 

Mission können bis zu 1300 Soldatin-

nen und Soldaten eingesetzt werden. 

 

MITTELMEERRAUM STABILISIEREN 
Der Bundestag hat am Donnerstag die 

Verlängerung des Bundeswehrman-

dats im Mittelmeerraum beschlossen 

(Drs. 19/7727, 19/8426). 

 

Die Nato-geführte Maritime Sicher-

heitsoperation SEA GUARDIAN soll 

wie im vergangenen Jahr im gesamten 

Mittelmeer eine Unterstützung zur ma-

ritimen Sicherheit und gegen maritimen 

Terrorismus leisten. Die Aufgabe der 

deutschen Streitkräfte bleibt es, einen 

Beitrag zur Seeraumüberwachung, 

zum Lagebildaustausch sowie zum 

maritimen Kampf gegen den Terroris-

mus und zur Beschränkung des Waf-

fenschmuggels im maritimen Umfeld 

zu leisten. 

 

Der Antrag der Bundesregierung sieht 

weiterhin den Einsatz von bis zu 650 

deutschen Soldatinnen und Soldaten 

vor. Die Mandatslaufzeit wird bis zum 

31. März 2020 verlängert. 

 

Zum Hintergrund: Rund ein Drittel aller 

über See verschifften Güter und ein 

Viertel aller Öltransporte weltweit wer-

den durch das Mittelmeer geleitet. Da-

her ist die Sicherheit im Mittelmeer-

raum für die Nato und ihre Mitglieder 

von zentraler Bedeutung. Fehlende 

staatliche Kontrolle über weite Küsten-

bereiche des Mittelmeerraumes und 

anhaltende politische Instabilität in ein-

zelnen Staaten eröffnen terroristischen 

Organisationen jedoch Rückzugs- und 

Herrschaftsräume.  
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BETEILIGUNG AN VN-MISSION IM 
SÜDSUDAN (UNMISS) VERLÄNGERT 
Der Bundestag hat am Donnerstag die 

Mandatsverlängerung für die Beteili-

gung der Bundeswehr an der VN-

Mission UNMISS im Südsudan be-

schlossen. VN steht für Vereinte Natio-

nen. 

 

Worum es geht: Auch acht Jahre nach 

seiner Unabhängigkeit hat Südsudan 

keinen Frieden gefunden und bleibt auf 

die Unterstützung der internationalen 

Gemeinschaft angewiesen. Zwar ha-

ben sich die Bürgerkriegsparteien im 

September 2018 auf ein Friedensab-

kommen geeinigt, doch die Sicher-

heitslage bleibt vor dem Hintergrund 

fortbestehender auch ethnischer Diffe-

renzen weiterhin angespannt. Zudem 

sind von gut zwölf Millionen Einwoh-

nern mehr als sieben Millionen auf hu-

manitäre Hilfe angewiesen. Aktuell 

sind sechs Millionen Menschen von 

starker Nahrungsmittelunsicherheit be-

droht. 

 

Die Ausrichtung von UNMISS bleibt 

der Schutz der Zivilbevölkerung. Der 

deutsche militärische Beitrag besteht 

weiterhin in der Beteiligung von Einzel-

personal in Führungsstäben der Mis-

sion und Beratungs-, Verbindungs- 

bzw. Beobachtungsoffizieren. Das 

Mandat wird bis zum 31. März 2020 

verlängert. Die Truppenobergrenze soll 

weiterhin bei 50 Soldatinnen und Sol-

daten liegen (Drs. 19/7728, 19/8428). 

 

 

BETEILIGUNG AN VN-MISSION IN 
DARFUR (UNAMID) VERLÄNGERT 
Das Parlament hat einen Antrag der 

Bundesregierung beschlossen, die 

deutsche Beteiligung an der VN-

Mission UNAMID in Darfur zu verlän-

gern. VN steht für Vereinte Nationen. 

 

Die Entwicklung der Sicherheitslage in 

Darfur war 2017 positiv. Die Regierung 

Sudans hat einen einseitigen Waffen-

stillstand 2017 verlängert, und sowohl 

Regierung als auch bewaffnete Grup-

pen haben Kriegsgefangene freigelas-

sen. 

 

Gleichwohl steht die Sudan-Sahel-Re-

gion vor großen grenzüberschreiten-

den Herausforderungen und vor unge-

lösten politischen Konflikten, die wo-

möglich zu einer Destabilisierung der 

Region führen. Eine Bewältigung die-

ser Herausforderungen ist ohne die 

Unterstützung der internationalen Ge-

meinschaft nicht vorstellbar. Deshalb 

bleibt die VN-Mission UNAMID zum 

Schutz von Zivilisten und zur Beglei-

tung der politischen Verhandlungen bis 

auf weiteres unverzichtbar. 

 

 

RECHTSPOLITIK 

SCHUTZ VON 
GESCHÄFTSGEHEIMNISSEN UND 
MEHR SCHUTZ FÜR 
WHISTLEBLOWER 
Am Donnerstag hat der Bundestag die 

Umsetzung von EU-rechtlichen Vorga-

ben zum Schutz vertraulicher Informa-

tionen, Know-hows und von Geschäfts-

geheimnissen in nationales Recht be-

schlossen (Drs. 19/4724). Das Europä-

ische Parlament und der Rat hatten mit 

einer Richtlinie vom 8. Juni 2016 die 

Mitgliedstaaten zum zivilrechtlichen 

Schutz von Geschäftsgeheimnissen 

verpflichtet. 

 

Geschäftsgeheimnisse stellen oft ei-

nen erheblichen Wert für Unternehmen 

dar und sollen vor rechtswidrigem Er-

werb, rechtswidriger Nutzung und Of-

fenlegung geschützt werden. Doch ge-

rät der Schutz von Geschäftsgeheim-

nissen dort an seine Grenzen, wo der 

Schutz öffentlicher Interessen überwie-

gen kann. 

 

Deshalb sollen Whistleblower-Aktivitä-

ten durch die Richtlinie nicht einge-

schränkt werden. Ein Whistleblower ist 

vereinfacht gesagt eine Person, die für 

die Allgemeinheit wichtige Informatio-

nen aus einem geheimen oder ge-

schützten Zusammenhang an die Öf-

fentlichkeit bringt. 
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Die nun beschlossene Umsetzung der 

EU-Vorgaben geht über die bislang 

geltenden Vorschriften zum Schutz von 

Geschäftsgeheimnissen im Gesetz ge-

gen den unlauteren Wettbewerb und 

im Bürgerlichen Gesetzbuch hinaus 

und schließt eine Lücke. Sie schafft 

gleichzeitig einen angemessen Aus-

gleich der unterschiedlichen Interessen 

von Unternehmen, Beschäftigten, Hin-

weisgebern und Journalisten. 

 

 

DIGITALPOLITIK 

SPD-FRAKTION FORDERT 
FÖRDERPROGRAMM MOBILFUNK 
Die SPD-Bundestagsfraktion schlägt 

ein Bundesförderprogramm Mobilfunk 

vor, um die Regionen zu versorgen, in 

denen sich Investitionen für Telekom-

munikationsunternehmen finanziell 

nicht rentieren. Dort, wo der Marktaus-

bau versagt, muss der Staat eingreifen 

und für die Infrastruktur Sorge tragen. 

Nur so können die sogenannten ‚wei-

ßen Flecken‘ geschlossen werden. 

Dazu hat die Fraktion am Dienstag ein 

Positionspapier beschlossen. 

 

Noch immer gibt es zahlreiche Funklö-

cher in Deutschland. Das ärgert viele 

Menschen Tag für Tag. Immer wieder 

ist die Rede von abbrechenden Tele-

fonverbindungen und einem langsa-

men mobilen Netz. Diese Funklöcher 

müssen endlich geschlossen werden. 

 

Ursächlich hierfür sind auch die Ver-

sorgungsauflagen, die von den Mobil-

funknetzbetreibern bisher erfüllt wer-

den müssen. Die waren bei der Fre-

quenzvergabe für das LTE-Netz an der 

Versorgung von 98 Prozent der Haus-

halte und nicht an der Versorgung der 

Fläche ausgerichtet. Deshalb gibt es 

zum Beispiel entlang wichtiger Ver-

kehrswege immer noch Netzausfälle. 

Konsequenz: Eine zuverlässige Nut-

zung des Mobilfunks für Telefonie oder 

mobiles Internet ist nicht überall sicher-

gestellt. Angesichts der Bedeutung 

mobiler Technologien ist der Maßstab 

‚Haushalt‘ heute nicht mehr zeitgemäß. 

 

Mobiles Internet in jeder Wohnung, 

entlang jeder Strecke 

Ziel der SPD-Fraktion ist ein flächende-

ckendes Mobilfunknetz mit LTE (4G) 

und darauf aufbauend 5G. Deutsch-

land braucht schnelles, mobiles Inter-

net bis zu jeder Milchkanne. Das heißt 

nicht nur in der eigenen Wohnung, son-

dern auch entlang von Straßen, Bahn-

strecken und auf dem Land. Zur Errei-

chung dieses Ziels schlagen die Sozi-

aldemokratinnen und Sozialdemokra-

ten mit diesem Positionspapier kon-

krete Maßnahmen und Instrumente 

vor: 

 

So sollen – im Rahmen europäischer 

Vorgaben – die rechtlichen Rahmenbe-

dingungen so ausgestaltet werden, 

dass sich die Mobilfunkabdeckung für 

alle spürbar verbessert. Die SPD-

Fraktion will die Voraussetzungen für 

einen flächendeckenden Ausbau 

schaffen. Dazu zählt beispielsweise die 

Anordnungsbefugnis für die Bundes-

netzagentur für Infrastruktursharing 

und lokales Roaming. 

 

Da es trotz all dieser Maßnahmen Re-

gionen geben wird, in denen es der 

Markt nicht regelt und aus wirtschaftli-

chen Gründen kein Netzausbau erfol-

gen wird, ist ein Bundesförderpro-

gramm Mobilfunk zwingend notwendig. 

Es muss überall gleichwertige Lebens-

bedingungen geben. 

 

 

Mit der nun begonnenen Frequenzver-

steigerung ist auch gesichert, dass von 

Sommer 2019 an die lokalen Frequen-

zen für autonome Industrienetze im 

Bereich 3,7-3,8 GHz vergeben werden 

können. 

 

Das Positionspapier ist unter folgen-

dem Link abrufbar:  

ht tps:/ /www.spdfrakt ion.de/syste
m/f i les /documents /pos it ionspapier
_mobi l funk_spd_2019_03.pdf  
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